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Schönen guten Tag, 

wir sind die Wählervereinigung „Die Stadtisten e. V.“ und seit 2014 im Stuttgarter Gemeinderat 
vertreten. Auch wir blicken mit Spannung auf die kommende Landtagswahl. In diesem Zuge haben 
wir einen Fragenkatalog erstellt, der für uns wichtige Themen aufgreift, die das Leben in der 
Kommune betreffen und in einem unmittelbaren Zusammenhang mit landespolitischen 
Entscheidungen stehen. 

Wir würden uns sehr über Ihre Beantwortung dieser Fragen freuen, um sie im Anschluss auf 
unseren Social-Media Kanälen zu veröffentlichen. 

Mit Grüßen aus der Landeshauptstadt 

der Vorstand der Stadtisten 

 

Wirtschaft 

1. In welchen Wirtschaftszweigen sehen Sie das größte Entwicklungspotenzial für die 
Wohlstandssicherung des Standorts Baden-Württemberg? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2. Die Metropolregion Stuttgart gehört mit dem Cyber Valley (Kooperation zwischen Stuttgart 
und Tübingen) und dem IPAI in Heilbronn bundesweit zu den leistungsstärksten Zentren 
modernster technologischer Entwicklungen. Wie wollen Sie die Synergien dieser 
zukunftsweisenden Potenziale konkret fördern? 
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Verwaltung und Bürokratie 

1. Bürokratieabbau und Digitalisierung: Wie werden Sie Kommunen technisch und finanziell 
so ausstatten, dass eine Vernetzung mit der Landesebene möglich wird? Beabsichtigen 
Sie, ein Landesgesetz für einheitliche IT-Standards zu verabschieden? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
2. Welche Maßnahmen planen Sie angesichts sinkender Steuereinnahmen, um Kommunen 

finanziell zu entlasten/unterstützen? 
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Verkehr / ÖPNV 

1. Mobilitätsgarantie (in Ballungsgebieten 15-Minuten-Takt, in ländlichen Räumen 30 
Minuten) klingt gut, aber wer finanziert die massiven Betriebskosten, wenn die Kommunen 
schon jetzt am Limit sind? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
2. Unterstützen Sie eine Reform des Landesstraßengesetzes, die den Vorrang der 

Schulwegsicherheit vor der „Leichtigkeit des Autoverkehrs“ rechtlich verbindlich 
vorschreibt? 
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Kultur 

1. Schutzschirm für Kommunen: Kultur ist eine freiwillige Aufgabe – wie wollen Sie die 
Kommunen in diesem Bereich angesichts leerer Kassen finanziell unterstützen? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
2. Stehen Sie hinter den gefassten Beschlüssen seitens Land und der Stadt Stuttgart 

hinsichtlich der Sanierung der Württembergischen Staatstheater samt Interimsbau? Falls 
nicht: Welche Alternativen bieten Sie an? 
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Soziales und Bildung 

1. Wie wollen Sie dem Fachkräftemangel in Bildung und Betreuung (von Kita bis Schulende) 
begegnen, ohne die Qualität zu senken? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
2. Stuttgart braucht mehr als nur Schlafplätze – mit welchen Landesförderprogrammen 

wollen Sie Kommunen dabei unterstützten, „dritte Orte“ und quartiersbezogene 
Begegnungszentren zu finanzieren, um der wachsenden sozialen Vereinsamung in 
unseren Stadtteilen entgegenzuwirken? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



 

Seite 6 von 6 

Wohnen 

1. Ein spezifisches Hemmnis der Innenentwicklung ist die Stellplatzpflicht. Bei der 
Aufstockung von Gebäuden ist der Nachweis zusätzlicher Stellplätze auf dem Grundstück 
oft physisch unmöglich. Setzten Sie sich für einen vollständigen Verzicht der 
Stellplatznachweispflicht bei Aufstockungen im Bestand ein, um Wohnraum nicht an 
Auto-Stellplätzen scheitern zu lassen? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
2. Kommunales Quartiersförderprogramm: Setzen Sie sich für ein integriertes 

Förderprogramm ein, das Wohnungsbau mit Erdgeschossnutzungen (Gewerbe, Kultur, 
soziale Infrastruktur) kombiniert? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


	Wirtschaft_1: Die Klimaliste sieht das größte Zukunftspotenzial in klimafreundlichen, gemeinwohlorientierten und regional verankerten Wirtschaftsbereichen, insbesondere:
- Erneuerbare Energien & Speichertechnologien (Solar, Wind, Batterien, Wärmepumpe)
- Kreislaufwirtschaft (Cradle to Cradle, zirkuläres Bauen, Reparatur, Wiederverwendung)
- Klimaneutrales Bauen und Sanieren (ressourcenschonende Baustoffe, Bestandstransformation)
- Nachhaltige Mobilität (ÖPNV, Schiene, Elektromobilität, Sharing-Modelle)
- Gemeinwohlorientierte Start-ups & Social Entrepreneurship
- Regionale Wertschöpfungskreisläufe in Industrie, Handwerk und Landwirtschaft. 
- BW als Vorbild für ethisch-nachhaltiges Banking

Ziel ist eine Klima-Wirtschaft-Symbiose, die Innovation, Resilienz, gute Arbeit und ökologische Grenzen miteinander verbindet und Abhängigkeiten von einzelnen Industriezweigen, fossilen Energien und globalen Lieferketten reduziert.

	Wirtschaft_2: Die Klimaliste setzt auf systematische Vernetzung technologischer Spitzenforschung:
- Ausrichtung von KI- und Hightech-Entwicklung auf Gemeinwohl, Klimaschutz und soziale Innovation statt konzerngetriebener Verwertung
- Stärkere Verzahnung von Forschung, Start-ups, kleinerer und mittlerer Unternehmen, Kommunen und öffentlicher Hand in den genannten Themengebieten
- Offene, transparente und demokratisch kontrollierte KI-Anwendungen

Baden-Württemberg soll Marktmacht als Auftraggeber nutzen, um Innovationen gezielt im Land zu halten. Pilotprojekte aus Cyber Valley und IPAI werden direkt in Landes- und Kommunalverwaltungen erprobt. Start-Ups, die sich den oben genannten Themengebieten insgesamt verpflichten, erhalten vereinfachten Zugang zu öffentlichen Testfeldern. Ein Landesförderprogramm "KI und Klimaschutz" soll für Transformationsprojekte (Energie, Verkehr, Kreislaufwirtschaft, Klimaanpassung) geschaffen werden, an denen Forschung, Kommunen und kleinen und mittleren Unternehmen gemeinsam arbeiten.
	Verwaltung_und_Buerokratie_1: Die Klimaliste setzt auf einheitliche, offene und landesweit kompatible IT-Strukturen:
- Landesweit einheitliche, offene IT-Standards (Open Source, europäische Lösungen) für Verwaltung, Bildungseinrichtungen und öffentliche Betriebe, um Schnittstellenprobleme und Abhängigkeiten von Konzernen zu vermeiden.
-Zentrale Landesunterstützung: Das Land übernimmt Entwicklung, Betrieb und Wartung zentraler Basiskomponenten (z. B. Fachverfahren, Schnittstellen, Sicherheitsstandards), damit Kommunen nicht jede Lösung selbst finanzieren müssen.
- Finanzielle Vollfinanzierung neuer Pflichten: Neue digitale Anforderungen an Kommunen werden konsequent nach dem Konnexitätsprinzip zu 100 % durch das Land finanziert.
- Vernetzte Verwaltung statt Insellösungen: Einheitliche Standards ermöglichen durchgängige digitale Prozesse zwischen Kommunen und Landesebene. Ein Landesgesetz für verbindliche IT-Standards ist dabei ausdrücklich intendiert.
	Verwaltung_und_Buerokratie_2: Die Klimaliste kombiniert strukturelle Entlastung und Klimaschutz:
- Klimaschutz als Pflichtaufgaben mit Vollfinanzierung durch das Land (Konnexitätsprinzip), um Kommunen nicht zusätzlich zu belasten.
- Anpassungsfonds für Klimafolgen: Ein landesweiter Fonds unterstützt Kommunen bei Hitze-, Starkregen- und Hochwasserschutz
- Finanzielle Beteiligung der Kommunen an Einsparungen und Einnahmen aus Klimaschutzmaßnahmen (z. B. Energieeffizienz, erneuerbare Energien, Entsiegelung)

Anders als die bisherige Landesregierung stellen wir sicher, dass Klinikinvestitionen und Kosten des Teilhabegesetzes zu 100% vom Land übernommen werden, damit Kommunen nicht auf den Kosten sitzen bleiben und kommunale Haushaltslagen nicht gegen Sozial- und Gesundheitspolitik ausgespielt werden kann.

Über Bundesratsinitiativen werden wir uns für die Wiedereinführung der Vermögenssteuer einsetzen. Das ist der wichtigste Punkt, damit Kommunen zukünftig ausreichend in ihre Infrastruktur investieren können.


	Verkehr_OEPNV_1: Die Klimaliste ist sich bewusst, dass Kommunen die Mobilitätsgarantie nicht aus eigenen Haushalten stemmen können. Deshalb muss die Finanzierung klar von Land und Bund abgesichert werden (z. B. vollständiger Ausgleich der Einnahmeausfälle der kommunalen Verkehrsträger durch das Deutschlandticket)

Mobilität ist Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge: Der Betrieb von Bus und Bahn ist keine freiwillige Leistung der Kommunen, sondern eine staatliche Aufgabe, die dauerhaft abgesichert werden muss.
Die Klimaliste will bestehende klimaschädliche Mittel umschichten: Stopp des Straßenneubaus und Verzicht auf klimaschädliche Subventionen (z. B. für Regionalflughäfen) schaffen finanziellen Spielraum zugunsten des ÖPNV.

Landesgesetze wie zum Mobilitätspass (Querfinanzierung des ÖPNV durch Kfz-Halter*innen) wollen wir um Möglichkeiten einer City-Maut ergänzen. Ebenso sollen die Kommunen mehr flexible Einnahmemöglichkeiten beim Auto-Parkraummanagement erhalten. Während diese Einnahmemöglichkeiten vor allem auf Städte abzielen, braucht es für den ländlichen Raum ein gezieltes Landesförderprogramm für den ÖPNV.
	Verkehr_OEPNV_2: Ja, unbedingt. Die Klimaliste unterstützt ausdrücklich eine Reform:
- verkehrsberuhigte Straßen vor Schulen (sogenannte Schulzonen) nach dem Vorbild Paris und sichere Querungen vor allem auch an Kreuzungen. Die Straßen vor Schulen sollen dauerhaft umgestaltet werden und Kinder und Jugendliche in die Raumgestaltung miteinbezogen werden, damit ein pädagogischer Raum entsteht. Die Umgestaltung beinhaltet auch Entsiegelung und Begrünung.
- Vorrang für Fuß- und Radverkehr bei Planung und Nutzung des öffentlichen Raums rund um Schulen
- Tempo 30 innerorts als Regelfall sowie erweiterte Möglichkeiten zur Verkehrsberuhigung

Wir wollen die Kommunen in den obigen Fällen rechtlich stärken und mehr Freiheiten einräumen, damit sie Sicherheitsmaßnahmen ohne dauerhafte Einzelfallbegründungen umsetzen können. Damit wird Verkehrssicherheit nicht mehr gegen Autoverkehr abgewogen, sondern als Schutzauftrag des Staates verbindlich festgeschrieben.

Die Verkehrsplanung in Baden-Württemberg muss konsequent an der "Vision Zero" (null Verkehrstote) ausgerichtet werden.
	Kultur_1: Die Klimaliste erkennt Kultur als gesellschaftliche Daseinsvorsorge an, auch wenn sie formal als freiwillige Aufgabe gilt. 

Deshalb setzen wir auf landesseitige Absicherung statt kommunaler Überforderung:
- Landesweite Grundfinanzierung für Kultur: Das Land stärkt dauerhaft Kulturförderprogramme, um Kommunen von laufenden Betriebskosten zu entlasten
- Soziale & räumliche Teilhabe sichern: Kulturangebote sollen niedrigschwellig, wohnortnah und für alle zugänglich bleiben; finanzschwache Kommunen werden prioritär unterstützt.
Klimagerechte Kulturinfrastruktur: Die Landesförderung unterstützt gezielt energetische Sanierung und Mehrfachnutzung, um Betriebskosten dauerhaft zu senken.

Die Landesfinanzierung zielt klar auf Vielfalt und Existenzsicherung ab. Kommunale "Leuchtturmprojekte" mit intensiven Betriebskosten werden nicht unterstützt. Die Klimaliste will, dass das Land eigene Kulturbauten wesentlich bodenständiger plant als bisher. Dadurch sollen Mittel für die obigen Förderprogramme frei werden. 
	Kultur_2: Die Klimaliste fordert, dass das Land aus der bisherigen 2-Milliarden-schweren Sanierungs- und Erweiterungsplanung der Stuttgarter Oper aussteigt und mit der Stadt Stuttgart einen realistischen Plan B entwickelt.

Großprojekte wie die Oper müssen klima-, kosten- und demokratieverträglich ausgestaltet sein:
- Kritische Neubewertung von Kosten, Klimabilanz und Bauumfang
- Fokus auf transparente Offenlegung, unabhängige Prüfung und verbindlicher Klimacheck vor weiteren Entscheidungen.

Die jahrelange Fehlplanung hat schon jetzt massive Auswirkungen auf den Betrieb. Für diese Situation gibt es keine einfache schnelle Lösung, die alle Unsicherheiten beseitigt. Deshalb braucht es so schnell wie möglich einen Reset. Dieser Reset muss verbunden sein mit der prioritären Sicherstellung von Interimsspielflächen im Bestand (z. B. das Paketpostamt in Stuttgart), auch wenn dies im Interim deutliche Abstriche bei den Räumlichkeiten bedeutet. Dies ist der Not geschuldet, die durch die bisherige Projektfehlplanung der Landesregierung verursacht wurde. Wichtig ist, dass das Ensemble und Personal überhaupt eine Perspektive in den kommenden Jahren haben. Falls diese Interimsfläche nicht dauerhaft bespielt werden kann, muss parallel eine Sanierung des bisherigen Gebäudes mit minimalem Flächen- und Ressourcenverbrauch erfolgen. 
Kulturpolitik darf nicht durch ein einzelnes Großprojekt fiskalisch blockiert werden.
	Soziales_und_Bildung_1: Die Klimaliste setzt klar auf Qualitätssteigerung statt Absenkung von Standards. 

Der Fachkräftemangel wird strukturell angegangen:
Arbeitsbedingungen verbessern: Erfassung der realen Arbeitszeit
- Entlastung durch mehr Verwaltungs-, IT- und Assistenzpersonal sowie multiprofessionelle Teams (Sozialarbeit, Schulpsychologie, Verwaltung) bei gleichzeitigem Bürokratieabbau
Ausbildung & Zugang ausbauen: Bessere Begleitung von Quer- und Seiteneinstiegen sowie unbürokratische Anerkennung ausländischer Abschlüsse.
Faire Bezahlung & Perspektiven: Anwärter*innen und Referendar*innen dürfen nicht unter Mindestlohn liegen; gezielte Förderung von Schulen und Kitas in strukturell stark benachteiligten Quartieren
- Bund-Land-Kooperation: Aufhebung des Kooperationsverbots, Reform der Schuldenbremse und deutlich höhere Bildungsinvestitionen (Sondervermögen Bildung)

	Soziales_und_Bildung_2: Stuttgart braucht lebendige Quartiere – keine reinen Wohnschlafstädte.

Die Klimaliste will Kommunen deshalb mit gezielten Landesförderprogrammen für soziale Infrastruktur unterstützen:
- Landesprogramm „Begegnung & Teilhabe im Quartier“: Mehrjährige, verlässliche Förderung für quartiersbezogene Begegnungszentren („dritte Orte“) wie Nachbarschaftshäuser, Stadtteiltreffs, Kultur- und Bildungsräume – insbesondere in dicht besiedelten und strukturell benachteiligten Stadtteilen.
- Förderung der Mehrfachnutzung öffentlicher Gebäude: Landesmittel für die Öffnung von Schulen, Sport- und Kultureinrichtungen als Treffpunkte außerhalb der Kernzeiten (z. B. abends und am Wochenende), inklusive Betriebskostenunterstützung.
- Sozialraumorientierte Förderung statt Projektlogik: Schwerpunktsetzung auf Quartiere mit hoher Vereinsamung, Armut oder demografischem Wandel; barrierefreie, niedrigschwellige Angebote für alle Altersgruppen.
- Verknüpfung mit Klimaanpassung & Gesundheit: Förderung begrünter, beschatteter und entsiegelter Begegnungsorte, die soziale Teilhabe, Hitzeschutz und Aufenthaltsqualität verbinden.
	Wohnen_1: Ja, das ist sehr wichtig. Die Klimaliste setzt sich klar dafür ein, dass Wohnraumschaffung im Bestand nicht an Stellplatzauflagen scheitert:

Wir fordern einen vollständiger Verzicht auf die Stellplatznachweispflicht bei Aufstockungen im Bestand. Dies ist eingebettet in unser Konzept des Vorrangs für Innenentwicklung, Nachverdichtung und Umnutzung statt Neubau auf der grünen Wiese. 

Auch darüber hinaus wollen wir kommunale Entscheidungsspielräume stärken, um Stellplatzregelungen insgesamt an Mobilitätsangebote (ÖPNV, Sharing, Radverkehr) anzupassen. Damit wird Klimaschutz, bezahlbarer Wohnraum und flächensparendes Bauen gleichzeitig ermöglicht. In Ballungsräumen ist dies auch ein effektives Mittel gegen zu hohe Mietkosten, denn insbesondere Tiefgaragen verursachen nicht nur Klimaschäden, sondern treiben Mietkosten stark in die Höhe.
	Wohnen_2: Ja. Die Klimaliste unterstützt ausdrücklich ein integriertes Quartiersförderprogramm, das Wohnen mit lebendigen Erdgeschossen verbindet:
- Landesförderung für gemischte Quartiere, die Wohnungsbau mit Erdgeschossnutzungen wie Nahversorgung, Handwerk, Kultur, Bildung und sozialer Infrastruktur kombinieren.
- Mehrjährige Förderlogik statt Einzelprojekte, um Planungssicherheit für Kommunen und Genossenschaften zu schaffen.
- Vorrang für gemeinwohlorientierte Träger (Genossenschaften, kommunale Wohnungsunternehmen, Baugemeinschaften).
- Klimagerechte Ausgestaltung: Sanierung, Umnutzung, kurze Wege, wenig Verkehr, hohe Aufenthaltsqualität.

Ziel sind lebendige Quartiere mit kurzen Wegen, die soziale Teilhabe fördern und den Wohnungsbau mit Stadtleben verbinden – statt monofunktionaler Schlafgebiete.


